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Vorwort

In zehn großen Fällen vermittelt dieses Buch examensrelevantes Wissen im Umweltrecht und im Pla-
nungsrecht. Es verschafft einen Überblick über die Grundlagen, vertieft exemplarisch ausgewählte Fra-
gen, schult die Argumentationstechnik und schärft den Sinn für die Bezüge seiner Spezialgebiete zum 
Allgemeinen Verwaltungsrecht, zum Verwaltungsprozessrecht und zum Verfassungsrecht. Orientie-
rungshilfen darf der Leser auch hinsichtlich der europäischen Dimension des Verwaltungsrechts er-
warten. Hier nur von einer „Europäisierung“ zu sprechen, ist längst zu schwach. Das deutsche Um-
welt- und Planungsrecht ist heute genuin europäisch und nur als europäisches Recht zu verstehen und 
anzuwenden.

Ein Examinatorium im Umwelt- und Planungsrecht richtet sich naturgemäß vor allem an Studie-
rende mit einem entsprechenden Schwerpunktbereich, wie er an nahezu allen deutschen Universitäten 
zu finden ist. Auch für Rechtsreferendare mit einer entsprechenden Spezialisierung kann es von Nut-
zen sein. Behandelt werden nicht nur die klassischen Themen, wie sie aus einführenden Vorlesungen 
bekannt sind, sondern auch aktuelle, wissenschaftlich und höchstrichterlich noch ungeklärte Fragen. 
Das Lernen am Fall ersetzt zwar nicht das Lehrbuch, doch ermöglicht es im Zusammenspiel mit diesem 
jene Mischung aus extensivem und intensivem Lernen, aus systematischem Verständnis und fallprakti-
scher Klugheit, die nach unserer Überzeugung die Grundlage des Erfolgs in juristischen Prüfungen sind.

Unser herzlicher Dank gilt unserem akademischen Lehrer, Herrn Professor Dr. Wolfgang Kahl, M. A., 
auf dessen Anregung dieses Buch zurückgeht. Für die engagierte Unterstützung in der täglichen Arbeit 
am Institut für deutsches und europäisches Verwaltungsrecht der Universität Heidelberg danken wir 
den studentischen Hilfskräften Frau Jenna Anna Behrends, Frau Lena Elisa Kümmel und Frau Ulrike 
Schuster. Wichtige inhaltliche Anregungen erhielten wir von Herrn Wissenschaftlichem Mitarbeiter 
 Patrick Hilbert, Herrn Rechtsreferendar Moritz Lange und Frau Dorothee Klement.

Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur befinden sich auf dem Stand vom 15. Juli 2010. Die 
Lösungen zu den Fällen berücksichtigen die Rechtslage in allen deutschen Ländern. Über Kritik und 
Anregungen freuen wir uns (glaser@jurs.uni-heidelberg.de und klement@jurs.uni-heidelberg.de).

Heidelberg, im Juli 2010 Andreas Glaser
 Jan Henrik Klement
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